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BGB § 844 Abs. 2; BundeskindergeldG § 1

Bei der Berechnung des UnterhaltsSchadens der Hinter­
bliebenen bleibt das Kindergeld, das an den getöteten 
Unterhaltspflichtigen geleistet wurde und nunmehr an 
den überlebenden Elternteil in voller Höhe weiterge­
zahlt wird, außer Betracht.
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in dem Rechtsstreit

Verkftadet am
12. Juli 1979
Justizamtsinspektor
als U rkudibeam ter 
der Geschäftsstelle

LandesverSicherungsanstalt Ober- und Mittelfranken, 
L d B ^ B t r a ß e  9  und 0, BflBHB, vertreten durch den Vorsitzenden der Geschäftsführung,

Klägerin, Revisionsklägerin 
und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr

g e g e n

Bundesrepublik Deutschland, handelnd in Prozeßstandschaft 
für die Vereinigten Staaten von Amerika, vertreten durch 
den Bundesminister der Finanzen, dieser vertreten durch 
das Bayerische Staatsministerium der Finanzen, dieses 
wiederum vertreten durch die Oberfinanzdirektion Nürnberg, 
Referat für Verteidigungslasten, KflH^straße fl

Beklagte, Revisionsbeklagte 
und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prof.Dr
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 11. Juni 1979 durch 
den Vorsitzenden Richter Prof. Dr. Nüßgens und die 
Richter Dr. Krohn, Lohmann, Kröner und Boujong

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das 
Urteil des 4. Zivilsenats des Oberlan­
de sgerichts Nürnberg vom 15. Februar 
1978 aufgehoben.

Auf die Berufung der Klägerin wird das 
Urteil der 4. Zivilkammer des Landge­
richts Nürnberg-Fürth vom 14. Juli 1977 
abgeändert.

Die Beklagte wird verurteilt, der Klä­
gerin für die Vereinigten Staaten von 
Amerika 633>94 DM und 4 % Zinsen hier­
aus seit dem 13. Mai 1977 zu zahlen.

Es wird festgestellt, daß die Beklagte 
für die Vereinigten Staaten von Amerika 
der Klägerin für die Zeit ab 1. Mai 1977 
im Rahmen des § 12 StVG Renten für die 
Witwe Johanna und die beiden
Kinder Monika HaflBHIp, geboren 
PP. 1964 und Barbara H a n P d U p ,
geboren PP. ^ ^ 0  1971 zu erstatten hat, 
soweit diese Ansprüche nach § 1542 RVO 
auf die Klägerin übergegangen sind, und 
zwar für die Witwe bis zum 30. November 
2009 ausgehend zunächst von einer monat-
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liehen Rente von 600,11 IM und für die 
Kinder ausgehend von einer monatlichen 
Rente von Je 34-0,62 DM bis zur Vollen­
dung des 18. Lebensjahres oder, soweit 
sie noch in Berufsausbildung stehen soll­
ten, bis zur Vollendung ihres 25. Le­
bensjahres, nach Maßgabe der Änderung ge­
setzlicher Vorschriften und der für die 
Rentenberechnung entscheidenden Verhält­
nisse.

Im übrigen wird die Klage abgewiesen.

Die weitergehenden Rechtsmittel der Klä­
gerin und die Revision der Beklagten wer­
den zurückgewiesen.

Die Kosten des Rechtsstreits werden gegen­
einander aufgehoben.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Der bei der Klägerin sozialversicherte H. wurde am
2. April 1976 bei einem Verkehrsunfall, der von dem Fah­
rer eines Fahrzeugs der amerikanischen Streitkräfte al­
lein verschuldet war, getötet. Die Klägerin zahlt den 
Hinterbliebenen, nämlich der Witwe und den Kindern Moni­
ka H. (geboren am CP. 1964) und Barbara H. (geboren
am 10. 41^1971), Renten.



- 4 -

Die Parteien streiten über die Höhe der nach 
§ 1542 RVO auf die Klägerin übergegangenen Ersatz­
ansprüche (Unterhaits schaden)•

Das Amt für Verteidigungslasten (AVL) hat die 
auf die Klägerin übergegangenen Ansprüche wie folgt 
festgesetzt:

a) für die Witwe auf 6.426,07 DM (Rück­
stände) und für die Zeit vom 1.März 
1977 bis 30. November 2009 auf eine 
laufende Rente von monatlich 599,16 DM,

b) für die Kinder auf Je 3.285,55 DM 
(Rückstände) und für die Zeit vom
1. März 1977 bis Jeweils zur Vollen­
dung des 18. Lebensjahres auf eine 
laufende Rente von monatlich Je 
316,65 DM.

Mit ihrer Klage hat die Klägerin von der Beklag­
ten (in Prozeßstandschaft für den EntsendeStaat) ei­
ne Erhöhung des festgesetzten Entschädigungsbetrages 
(Rückstände) um 1.180,40 DM und ferner die Feststel­
lung begehrt, daß die Beklagte ihr über die zuerkann­
ten Beträge hinaus auch die weitergehenden Rentenbe­
träge, die sie auf Grund gesetzlicher Vorschriften 
an die Witwe (bis zum 30. November 2009) und die Kin­
der (bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres oder zum 
Abschluß der Berufsausbildung) im Rahmen des § 12 StVG 
zu leisten habe, im Umfange des Überganges nach § 1542 
RVO zu erstatten verpflichtet sei.
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Das Landgericht hat die Klage abgewiesen; das Be­
rufungsgericht hat dem Zahlungsantrag in Höhe von 
309,90 DM und dem Feststellungsantrag bezüglich der 
beiden Kinder (unter Erhöhung der laufenden Rente auf 
monatlich 3e 322,94 DM) stattgegeben.

Mit der zugelassenen Revision verfolgt die Klä­
gerin ihr Klagebegehren, soweit sie damit im Berufungs­
rechtszug nicht durchgedrungen ist, weiter. Die Beklag­
te erstrebt mit ihrem Rechtsmittel weiterhin die Abwei­
sung der Klage.

Entscheidungsgründe

Die Revision der Klägerin hat zum Teil Erfolg. 
Dagegen ist das Rechtsmittel der Beklagten nicht be­
gründet.

I.
1. Das Berufungsgericht ist bei der Berechnung des 
Unterhalts Schadens der Witwe und der Kinder von dem 
übereinstimmenden Parteivortrag ausgegangen, daß H., 
wenn es nicht zu dem Unfall gekommen wäre, ab 2.April 
1976 ein monatliches Nettoeinkommen in Höhe von 
1.327,27 IM erzielt hätte. Diesem Betrag hat das Be­
rufungsgericht das von H. für seine beiden Kinder nach 
§ 1 Bundeskindergeldgesetz (BKGG) bezogene Kindergeld 
von monatlich 120 I»! hinzugerechnet.

Diese Anrechnung des Kindergeldes wird von der Re­
vision der Klägerin mit Recht angegriffen. Das Kinder­
geld muß bei der Berechnung des Unterhaltsschadens außer 
Betracht bleiben.
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§ 844 Abs, 2 BGB knüpft für die Ersatzpflicht des 
Schädigers an die gesetzliche Unterhaltspflicht des Ge­
töteten an. Die Schadensersatzrente, die für den Ver­
lust des Rechts auf Unterhalt zu entrichten ist, be- 
mißt sich nach dem Betrag, den der Getötete im Falle 
seines Fortlebens den Unterhaltsberechtigten nach dem 
Gesetz (§ 1601 ff BGB) geschuldet hätte. Die im Bundes­
kindergeldgesetz getroffene öffentlich-rechtliche Rege­
lung über die Gewährung des Kindergeldes läßt die zi­
vilrechtliche Unterhaltspflicht unberührt. Durch die 
Zahlung von Kindergeld wird der Unterhaltsanspruch der 
Kinder nicht erhöht, da das Kindergeld den Zweck hat, 
die Unterhaltslast des oder der Unterhaltsverpflichte­
ten zu erleichtern. Das hat der Bundesgerichtshof in 
seiner - nach dem Erlaß des Berufungsurteils ergangenen - 
Entscheidung BGHZ 70, 151, 153 (m.Anm. Johannsen in LM 
BundeskindergeldG Nr. 2) ausgesprochen. Auch die unter­
haltsrechtlichen Leitlinien des OLG Düsseldorf ^Düssel­
dorfer Tabelle”, NJW 1979, 25) gehen in Ziffer IV da­
von aus, daß das Kindergeld bei der Ermittlung des an­
rechnungsfähigen Einkommens des Unterhaltspflichtigen 
außer Ansatz bleibt. Demnach durfte das Berufungsge­
richt das Kindergeld nicht dem Nettoeinkommen des H. 
hinzuzählen.

Das Kindergeld gehört zwar nicht zu dem Einkommen 
des Kindes, sondern zu dem des anspruchsberechtigten El­
ternteils (Schieckel, Kindergeldgesetze, Vorbemerkung 
S. 8; Kalthoener/Haase-Becher/Büttner, Die Rechtspre­
chung der Landgerichte zur Höhe des Unterhalts, 1975,
Rdn. 143)* Es ist aber dazu bestimmt, im Wege des allge­
meinen Familienlastenausgleichs in Form einer Beihilfe
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schon vorhandene Unterhaltslasten im ganzen zu mildern 
und soll - wie ausgeführt - nicht die bestehenden Un­
terhai ̂tsansprüche erweitern* Der hier vertretenen Auf­
fassung steht das Urteil des VI. Zivilsenats des BGH 
vom 2. Juni 1961 (VI ZR 159/60 - NJW 1961, 1573 m.Anm* 
Nirk = VersR 1961, 709) nicht entgegen* Die in jener 
Entscheidung gebilligte Anrechnung des Kindergeldes be­
ruhte auf der Fassung des Bundeskindergeldgesetzes vom 
13. November 1954 (BGBl. I S. 333). Danach war die Be­
zugsberechtigung für Kindergeld an der Erwerbstätigkeit 
des Anspruchsberechtigten orientiert, so daß es "eine 
Art zusätzlichen Lohnes" bildete (BGH aaO S. 1574). Heu­
te ist indes das Kindergeld - entsprechend dem sozial­
politischen Zweck eines Familienlastenausgleichs - nicht 
mehr mit der Erwerbstätigkeit verknüpft (vgl. dazu jetzt 
auch Urteil des VI. Zivilsenats vom 4. Juli 1978 - VI ZR 
11/77 » NJW 1978, 2200).

2. Das Berufungsgericht hat von dem Nettoeinkommen 
des H. fixe Kosten von 158,66 DH je Monat abgesetzt. Ohne 
Erfolg rügt die Revision der Klägerin, daß das Berufungs­
gericht diesen Betrag nicht um weitere Posten von monat­
lich 100 DM ("Hauskosten") und 20 DM (Kfz-VerSicherung 
für einen PKW) erhöht habe. Das Berufungsgericht hat 
rechtsbedenkenfrei ausgeführt, daß die Klägerin die sog. 
Hauskosten trotz eines gerichtlichen Hinweises nicht nä­
her spezifiziert hat und daher ihrer Darlegungslast 
nicht nachgekommen ist. Auch die einzelfallbezogene tat- 
richterliche Würdigung, daß der verstorbene Ehemann zu 
Lebzeiten den PKW aus beruflichen Gründen benötigt hät­
te und daher nicht in nennenswertem Umfange seiner Ehe­
frau hätte überlassen können, begegnet keinen durch­
greifenden rechtlichen Bedenken.



3. Das (fiktive) Familieneinkommen hat das Berufungs­
gericht in der Weise auf den Getöteten und die Unter­
halt sberechtigten aufgeteilt, daß auf den verstorbenen 
Ehemann und die Witwe je 35 % und auf die Kinder je
15 % entfallen. Diese weitgehend in den Bereich des 
§ 287 ZPO fallende tatrichterliche Schätzung ist aus 
Rechtsgründen nicht zu beanstanden und ist auch in der 
Revisionsinstanz von der Beklagten nicht angegriffen 
worden.

4. Auf den für jeden Unterhaltsberechtigten errechne- 
ten Betrag hat das Berufungsgericht das an die Witwe in 
gleicher Höhe (120 DM) weitergezahlte Kindergeld antei­
lig angerechnet. Dagegen wendet sich die Revision der 
Klägerin mit Recht. Es widerspräche der oben dargeleg­
ten sozialpolitischen Konzeption eines Familienlasten­
ausgleichs, wenn man das fortgezahlte Kindergeld scha­
densmindernd berücksichtigen und damit den Schädiger 
entlasten würde. Dieses wird an die nunmehr anspruchs­
berechtigte Witwe gezahlt und hat weiter die Funktion, 
die Unterhaltslast der (Rest-)Familie mit Kindern zu 
erleichtern. Daß das Kindergeld in voller Höhe weiter 
entrichtet wird, obwohl ein Familienmitglied verstorben 
ist, stellt eine sozialpolitische Entscheidung des Ge­
setzgebers dar, die auf die schadensrechtliche Beurtei­
lung des Falles keinen Einfluß hat.

5. Vergeblich bekämpft die Revision der Klägerin die 
durch Anführung des § 12 StVG (Haftungshöchstbeträge) 
eingeschränkte Fassung des Feststellungsanspruchs. Diese 
Einschränkung entspricht dem im Berufungsrechtszug ge­
stellten Antrag der Klägerin; die Zitierung des § 25 StVG
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war ein offensichtliches Versehen. In der Revisionsin­
stanz kann die Klage nicht mehr erweitert werden (BGH 
NJW 1961, 1467/8; Stein/Jonas/Grunsky ZPO 20. Aufl.
§ 561 Rdn. 4).

1. Nach den vorstehenden Ausführungen ergibt sich fol­
gende Berechnung:

Von dem fiktiven Nettoeinkommen des Getöteten

verbleiben. Hiervon entfallen auf die Witwe 35 % = 409,01 DM 
zuzüglich der Hälfte der fixen Kosten (= 79,33 DM), was 
488.34 DM ergibt, und auf Jedes Kind 15 % * 175,29 I*! 
zuzüglich eines Viertels der fixen Kosten (= 39,67 DM), 
was 214.96 DM ergibt.

Im Vergleich zu den von dem AVL festgesetzten Be­
trägen von 487,39 DM und 190,99 DM (Jeweils ohne Kran­
kenkassenbeiträge) stehen daher der Witwe monatlich 
0,95 DM und Jedem Kind monatlich 23,97 DM mehr zu.Hier­
nach tritt die von dem Berufungsgericht - von seinem 
Standpunkt aus folgerichtig - erörterte Frage, ob Über­
zahlungen an die Witwe auf die Ansprüche der Kinder ver­
rechnet werden können oder dem die Bindung an die Ent­
schließungen des AVL entgegensteht, nicht auf (vgl. da­
zu Senatsurteil vom 18. Januar 1979 - III ZR 72/77 =
VersR 1979, 423). Die gegen die Beurteilung der Bin-

II

von
sind die fixen Kosten von 
abzusetzen, so daß

1.327,27 DM
158.66 DM 

1.168,61 IM
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dungsfrage durch das Berufungsgericht gerichteten Re­
visionsrügen der Beklagten sind daher gegenstandslos.

2. Die Beklagte hat daher an Nachzahlungen noch zu 
leisten:

a) für die Witwe für die Zeit vom
2.4. - 30.4.1976 = 29/30 x 0,95 DM = 0,92 IM
1.5.1976-30.4.1977 * 12 x 0,95 DM « 11.40 DM

12,32 DM

b) für die Kinder für die Zeit vom
2.4. - 30.4.1976 = 29/30 x 23,97 DM x 2 * 46,34
1.5.1976-30.4.1977 - 12 x 23,97 DM x 2 = 575.28

621,62
+ 12.32
633,94 DM

3. Der Feststellungsantrag ist bezüglich der Witwe und 
der Kinder begründet. Der für die Witwe von dem AVL fest­
gesetzte Betrag von monatlich 599,16 DM (unter Einschluß 
der Beiträge zur Krankenversicherung der Rentner) ist 
um monatlich 0,95 DM auf 600,11 DM zu erhöhen. Bei den 
Kindern ist der vom AVL auf monatlich Je 316,65 DM (un­
ter Berücksichtigung der Krankenversicherungsbeiträge) 
bemessene Betrag um Je 23,97 DM herabzusetzen, was Je 
340,62 DM ergibt.

S 
SI

S 
s
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Die Kostenentscheidung folgt aus § 92 ZPO, Jede 
Partei hat bei einem Streitwert für die Revisionsin­
stanz von 5.266 DM nur etwa zur Hälfte obgesiegt und 
ist im übrigen unterlegen.

NUßgens Krohn Lohmann

Kröner Boujong
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